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9. Rechtsextremisten konsequent entwaffnen 

Wenn Extremisten im Besitz von Waffen sind, 
ist das eine Gefahr. Seit 2020 müssen sich Waf-
fenbehörden mit der zuständigen Verfassungs-
schutzbehörde ins Benehmen setzen, wenn es 
um die notwendige „Zuverlässigkeitsprüfung“ 
für den Umgang mit Waffen geht. 

Zudem hat im Juli 2022 ein jährlich tagendes 
Bund-Länder-Forum „Entwaffnung von Rechts-
extremisten“ seine Arbeit aufgenommen, in dem 
alle betroffenen Akteure – d. h. die Innenminis-
terien, der Verfassungsschutzverbund und die 
Waffenbehörden – ebenenübergreifend Strate-
gien und Best Practices für eine effektivere Ent-
waffnung von Rechtsextremisten diskutieren.

 
Nächste Schritte:

Das BMI hat seinen Entwurf für die Reform  
des Waffenrechts bereits im Januar 2023  
vorgelegt. Die Verschärfung des Waffenrechts 
ist ein entscheidender Baustein zur Entwaff-
nung von Extremisten. 

Konkret sieht der Entwurf u. a. Folgendes vor:

• Der Wortlaut zwischen BVerfSchG und 
WaffG wird angeglichen, um klarzustellen, 
dass hier dieselben (Verdachts-)Maßstäbe  
gelten.

• Damit wird angesichts uneinheitlicher 
Rechtsprechung festgeschrieben, dass auch 
die Mitgliedschaft in einer Organisation,  
die vom Verfassungsschutz als „bloßer“  
Verdachtsfall geführt wird, bereits zuver-
lässigkeitsschädlich sein und damit zum  
Entzug der waffenrechtlichen Erlaubnis  
führen kann.

• Kriegswaffenähnliche Halbautomatikwaffen 
werden verboten, um das Risiko besonders 
fataler Anschläge zu verringern. Für die in 
der rechten Szene sehr beliebten Armbrüste 
gilt fortan eine Erlaubnispflicht. Die Nutzung 
von Schießplätzen wird eingeschränkt, so-
dass erlaubnisfreies Schießen für jedermann 
nur noch mit bestimmten Waffen gestattet 
sein soll.

Gleichzeitig wird die Bundesregierung auch 
den Kampf gegen illegalen Waffenbesitz  
intensivieren – und sich dabei intensiv mit  
internationalen Partnern abstimmen. 
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10. Demokratieförderung stärken  

Die Bundesrepublik ist eine wehrhafte Demo-
kratie. Um den Kampf gegen die extreme Rechte  
erfolgreich zu führen, braucht der Staat die  
demokratische Zivilgesellschaft an seiner Seite –  
in ihrer gesamten Breite und Vielfalt.

Die Bundesregierung hat deshalb die Erarbeitung 
der Strategie „Gemeinsam für Demokratie und 
gegen Extremismus“ auf den Weg gebracht.  
Auf Staatssekretärsebene werden derzeit neue 
Ansätze entwickelt, um die Demokratie zu 
schützen, unsere offene Gesellschaft zu stärken 
und Extremismus zu bekämpfen. 

Darüber hinaus hat das BMI zahlreiche Schritte 
unternommen, um den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt zu stärken und rechtsextremis-
tischer Ideologie den Boden zu entziehen. Als 
Teil des Aktionsplans gegen Rechtsextremismus 
wurden die Aktivitäten der Bundeszentrale für 
politische Bildung (BpB) wie die Programme 
„Demokratie im Netz“ und „Miteinander reden“ 
ausgebaut und eine neue Förderlinie „Stärkung 
politischer Bildung zur Auseinandersetzung mit 
Rechtsextremismus und Verschwörungsideo-
logien“ geschaffen. Zudem arbeitet das BMI am 
Aufbau eines NSU-Dokumentationszentrums.  

 
Nächste Schritte:

• Es braucht darüber hinaus Signale an die  
engagierten Bürgerinnen und Bürger, die  
unsere Demokratie stark und lebendig  
machen, indem sie unzählige zivilgesell-
schaftliche Initiativen mit Leben füllen. Sie 
benötigen für ihr Engagement dauerhafte 
und verlässliche Unterstützung. 

• Das Demokratiefördergesetz, das Ende 2022 
vom Bundeskabinett beschlossen wurde,  
soll hierzu einen wichtigen Beitrag leisten. 
Es ist angesichts der aktuellen Entwicklung 
dringend notwendig, dass der Deutsche  
Bundestag es zeitnah beschließt.

• Die Programme und Maßnahmen der BpB 
zur Förderung des Engagements für demo-
kratische Teilhabe und gegen Extremismus 
werden fortentwickelt und ausgebaut.  
Dazu bereitet die BpB derzeit die neue För-
derperiode des Programms „Zusammenhalt 
durch Teilhabe“ vor. Damit werden Projekte 
für Demokratie und gegen Extremismus in 
ländlichen und strukturschwachen Räumen 
gestärkt. 
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11. Sport mit Haltung –  
gegen Rechtsextremismus 

Dem Sport wohnt für den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt eine Kraft inne, die ihresglei-
chen sucht. Sport bringt Menschen über soziale 
Grenzen hinweg zusammen, er vermittelt wich-
tige Werte wie Fairness und Gleichheit im ge-
meinschaftlichen, regelgeleiteten Wettbewerb. 
Sport ist aber zugleich auch Teil und Spiegelbild 
der Gesellschaft. Auch hier werden deshalb ge-
sellschaftliche Fehlentwicklungen wie Rechts-
extremismus, Antisemitismus und andere For-
men gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit 
sichtbar. Anfeindungen erfolgen sowohl auf dem 
Spielfeld als auch von den Zuschauerrängen aus 
oder im Umfeld von Sportveranstaltungen. Die 
Bundesregierung und insbesondere das BMI als 
Sportministerium setzen sich dafür ein, die ver-
bindenden Werte und die gesellschaftliche Kraft 
des Sports zu stärken und gegen jede Form von 
Ausgrenzung und Menschenfeindlichkeit vorzu-
gehen. In diesem Zusammenhang werden in  
Kooperation mit dem organisierten Sport und 
der Zivilgesellschaft zahlreiche Projekte und  
Initiativen gefördert sowie Forschungsprojekte 
betrieben.

Im Jahr 2023 wurde das „Bundes-/Präventions-
programm gegen Rechtsextremismus und Men-
schenfeindlichkeit im Sport“ neu geschaffen. Das 
Programm fördert Sportvereine und -verbände 
mit dem Ziel, die demokratisch-integrative Kraft 
im gemeinnützigen, organisierten Sport zu stär-
ken. Zusätzlich wird die einschlägige wissen-
schaftliche Forschung auf diesem Gebiet unter-
stützt. Für 2023 und 2024 stehen insgesamt  
2,5 Millionen Euro zur Verfügung.

 
Nächste Schritte:

• Die praktische Umsetzung des Bundespro
gramms erfolgt über zwei Zentralstellen:  
Die Deutsche Sportjugend (dsj) übernimmt 
die Zentralstelle Sport/Zivilgesellschaft.  
Das Bundesinstitut für Sportwissenschaft 
(BISp) übernimmt die Zentralstelle Forschung. 
Aus einem der vorgesehenen Forschungs-
projekte sollen konkrete Handlungsempfeh-
lungen für gezielte Präventions- und Inter-
ventionsmaßnahmen in Sportvereinen 
abgeleitet werden.  

• Bei der Veranstaltung „Sport mit starker 
Stimme“ im Februar wird erstmals der neu 
ins Leben gerufene Vereinspreis „Sport mit 
Haltung“ verliehen. 
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12. Antisemitismus entgegentreten 

Seit dem menschenverachtenden Angriff der 
Hamas auf Israel am 7. Oktober 2023 hat sich die 
Zahl antisemitisch motivierter Straftaten enorm 
erhöht, was vor allem auf islamistisch motivier-
ten Antisemitismus zurückzuführen ist. Bereits 
seit Jahren zeigt sich jedoch ein kontinuierlicher 
Anstieg antisemitisch motivierter Straftaten, die 
zu einem Großteil auf das Konto rechtsextremis-
tisch motivierter Täterinnen und Täter gehen. 
Es ist unsere Aufgabe als gesamte Gesellschaft, 
Antisemitismus entschlossen entgegenzutre-
ten und Jüdinnen und Juden in Deutschland zu 
schützen. Jeder Angriff auf sie ist ein Angriff auf 
unsere offene Gesellschaft.

Deshalb hat die Bundesregierung mit der „Natio-
nalen Strategie gegen Antisemitismus und für 
jüdisches Leben“ eine Strategie beschlossen,  
die sich an alle Ebenen des Staates und auch an 
die gesamte Gesellschaft richtet: Jeder Verein, 
jede Schule, jedes Unternehmen kann damit 
arbeiten, um im eigenen Umfeld etwas gegen 
Anti semitismus zu tun.

Die Bundesregierung hat ihr Engagement zur 
Stärkung und Sichtbarmachung jüdischen Lebens 
in vielen Bereichen weiter intensiviert und noch 
breiter aufgestellt. U. a. wurde die jährliche Leis-
tung, die der Zentralrat der Juden in Deutsch-
land als größter jüdischer Dachverband auf der 
Grundlage eines am 27. Januar 2003 geschlosse-
nen Vertrags erhält, im Jahr 2023 von zuletzt  
13 Millionen Euro auf 22 Millionen Euro jährlich 
aufgestockt. Zudem fördert die Bundesregierung 
eine Vielzahl von weiteren jüdischen Akteuren 
und Projekten, den christlich-jüdischen Dialog 
sowie Bauvorhaben der jüdischen Gemeinschaft.

 
Nächste Schritte:

• Als Konsequenz des Anschlags auf die Syn-
agoge in Halle stellte die Bundesregierung 
im Jahr 2020 dem Zentralrat der Juden in 
Deutschland (ZdJ) Sondermittel in Höhe von 
22 Millionen Euro für die Sicherung jüdischer 
Einrichtungen zur Verfügung. Die Mittel 
dienen der Verstärkung baulicher und tech-
nischer Sicherungsmaßnahmen an inländi-
schen jüdischen Einrichtungen und ergänzen 
die umfangreichen Sicherungsmaßnahmen 
der Länder. Die Bundesmittel werden im 
Rahmen einer mehrjährigen, durch den  
ZdJ koordinierten Maßnahme verausgabt.

• Politische Bildung ist im Kampf gegen  
Antisemitismus unerlässlich. Das BMI wird 
im Rahmen des Bundesprogramms „Gesell-
schaftlicher Zusammenhalt“ (BGZ) den  
Themenschwerpunkt Antisemitismus für  
das Förderjahr 2024 zusätzlich in den Fokus 
nehmen und entsprechende Projekte fördern. 

• Auch die Erforschung des Antisemitismus, 
insbesondere zu dessen Langzeitentwicklung, 
Verbreitungsmustern und Ursachen, werden 
wir intensivieren, um Antisemitismus  
wirkungsvoller bekämpfen zu können.  
Dies erfolgt als Umsetzung eines der wesent-
lichen Handlungsfelder der Nationalen  
Strategie gegen Antisemitismus und für  
jüdisches Leben. 
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13. Angegriffenen Demokratinnen  
und Demokraten den Rücken stärken  

Gerade für Menschen mit Migrationsgeschichte  
ist es wichtig, angst- und diskriminierungsfrei  
am gesellschaftlichen Leben teilhaben zu können. 
Rechtsextremistische Drohungen und Über-
griffe treffen auch sie in besonderem Maße – 
insbesondere dort, wo sie sich öffentlich sichtbar 
engagieren. Umso dringender brauchen sie den 
Schutz des Staates.

Bereits seit längerem sind auch Amts- und Man-
datsträger verstärkt das Ziel von Anfeindungen 
und Angriffen – bis hin zu physischer Gewalt. 
Das Ausmaß dieser Bedrohungen geht für viele, 
die auf diesem Feld aktiv sind, über die Grenze 
des Erträglichen hinaus. In der Folge ziehen sich 
viele Betroffene nach und nach aus der Kommu-
nalpolitik zurück. 

Als Teil des Aktionsplans gegen Rechtsextre-
mismus wurde deshalb die Allianz zum Schutz 
kommunaler Mandatsträger gegründet, an  
der sich neben den Ländern auch kommunale 
Spitzenverbände sowie Behörden und zivilge-
sellschaftliche Organisationen beteiligt haben.

 
Nächste Schritte:

• Im Januar 2024 wurde die Gründung einer 
Ansprechstelle zum Schutz kommunaler 
Amts und Mandatsträger auf den Weg  
gebracht. Das Deutsche Forum für Kriminal-
prävention wird die Ansprechstelle in den 
kommenden Monaten aufbauen. Sie wird  
Betroffene betreuen, ihnen als Lotse dienen 
und als Mittlerin fungieren: zwischen den  
Betroffenen und der Justiz, den Sicherheits-
behörden und der Verwaltung.

• Der direkte Austausch zwischen kommuna-
len Akteuren und Bund, der mit der Allianz 
zum Schutz kommunaler Mandatsträger  
begonnen wurde, wird im Rahmen eines 
dauerhaften Dialogformates fortgeführt. 
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